
Zur Anwendung der strafverschärfenden 
Rückfallbestimmungen

Nach Ziff. 12 des Plenarbeschlusses erfordert es der 
wirksame Schutz des sozialistischen Eigentums, strenge 
Maßnahmen gegen hartnäckige Rückfalltäter auszu­
sprechen, die Rückfallbestimmungen des StGB konse­
quent anzuwenden und Maßnahmen zur Wiedereinglie­
derung verstärkt anzuordnen.
Grundsätzlich ist ein Täter, der mindestens zweimal 
wegen Eigentumsdelikten oder einmal wegen Raubes 
oder Erpressung mit Freiheitsstrafe vorbestraft ist (§ 162 
Abs. 1 Ziff. 4 StGB) und erneut eine Straftat gegen das 
sozialistische Eigentum begeht, als hartnäckiger Rück­
falltäter zu beurteilen. Für die Verwirklichung des Tat­
bestands des § 162 Abs. 1 Ziff. 4 StGB genügt es, daß der 
Täter im Sinne der im Tatbestand genannten Anforde­
rungen mit Freiheitsstrafe vorbestraft ist; darüber hin­
ausgehender Feststellungen, z. B. hinsichtlich des Vor- 
liegens eines inneren Zusammenhangs zwischen Vortat 
und erneuter Straftat, bedarf es nicht. Das Vorliegen 
oder Nichtvorliegen eines solchen inneren Zusammen­
hangs kann jedoch für die Strafzumessung im Rahmen 
des Tatbestands des § 162 StGB beachtlich sein.

Bei hartnäckigen Rückfalltätern wird die Anwendung 
der außergewöhnlichen Strafmilderung (§ 62 Abs. 3 
StGB) grundsätzlich nicht für möglich gehalten, weil 
der Umstand der hartnäckigen Rückfälligkeit den Grad 
der Schuld und damit die Tatschwere der erneuten 
Straftat im besonderen Maße erhöht. Für die Anwen­
dung der außergewöhnlichen Strafmilderung ist auch 
dann kein Raum, wenn die der erneuten Straftat vor­
ausgegangene Tat längere Zeit zurückliegt.
Die außergewöhnliche Strafmilderung kann ausnahms­
weise angewendet werden, wenn die erneute Straftat 
trotz Erhöhung der Tatschwere auf Grund der Rückfäl­
ligkeit unter Berücksichtigung aller objektiven und sub­
jektiven Umstände keinen verbrecherischen Charakter 
hat, also wenn die erneute Straftat geringfügig ist. Das

kann dann der Fall sein, wenn der verursachte Scha­
den gering über der Verfehlungsgrenze liegt. Im Hin­
blick auf die Hartnäckigkeit, die sich aus den Vorstra­
fen ergibt, ist jedoch trotz Anwendung der außerge­
wöhnlichen Strafmilderung immer auf eine Freiheits­
strafe zu erkennen.
So wurde z. B. eine Angeklagte, die zweimal wegen 
Eigentumsdelikten mit Freiheitsstrafe vorbestraft war, 
kurze Zeit nach der Amnestierung erneut straffällig. Sie 
entwendete in einem Selbstbedienungsladen Waren im 
Wert von 41 M. Das Kreisgericht verurteilte sie auf Be­
währung, weil der Schaden niedrig und die Angeklagte 
um berufliche Qualifizierung bemüht gewesen sei.
Das Kreisgericht beachtete bei der Strafzumessung nicht 
die einschlägigen Vorstrafen zu Freiheitsentzug und 
auch nicht die Tatsache, daß die Angeklagte die ihr mit 
der Amnestie gewährte Vergünstigung der vorzeitigen 
Haftentlassung nicht entsprechend den Erwartungen 
der sozialistischen Gesellschaft genutzt hatte. Es war 
deshalb notwendig, auf eine Freiheitsstrafe zu erken­
nen.
Bei hartnäckigen Rückfalltätern haben die Gerichte in 
jedem Fall zu prüfen, ob die Voraussetzungen zur An­
wendung des § 44 StGB vorliegen.
Bei Tätern, die zwar noch nicht einschlägig mit zwei 
Freiheitsstrafen vorbestraft sind, aber bereits mit einer 
Freiheitsstrafe oder Strafen ohne Freiheitsentzug be­
straft sind, ist bei einer erneuten Straftat entsprechend 
Ziff. I 4 des Plenarbeschlusses in der Regel davon aus­
zugehen, daß § 39 Abs. 2 StGB in der Alternative „aus 
bisherigen Strafen keine Lehren gezogen“ oder „schwer­
wiegende Mißachtung der gesellschaftlichen Disziplin“ 
gegeben ist. Das trifft auch dann zu, wenn der Täter 
in Kenntnis eines gegen ihn eingeleiteten Ermittlungs­
verfahrens dennoch seine Straftaten gegen das sozialisti­
sche Eigentum fortsetzt.
Handelt es sich bei der Vortat um ein fahrlässiges Ver­
gehen, dann kommt Ziff. I 4 des Beschlusses nicht in Be­
tracht.

EDGAR PRÜFER, Richter am Obersten Gericht

Zur Schadensausgleichung zwischen gesamtschuldnerisch haftenden Straftätern
Das Kollegium für'Zivil-, Familien- und Arbeitsrechts­
sachen des Obersten Gerichts befaßte sich unlängst mit 
Problemen der Ausgleichung zwischen Gesamtschuld­
nern, deren Verpflichtung zum Ersatz gegenüber dem 
Gläubiger auf strafbarer Schadensverursachung beruht. 
In die Erörterungen wurde auch das Urteil des Ober­
sten Gerichts vom 28. Mai 1963 — 2 Zz 9/63 — (OGZ Bd. 9
S. 152; NJ 1963 S. 765) einbezogen. In diesem Urteil ist 
ausgesprochen worden, daß es nicht Aufgabe des ge­
richtlichen Verfahrens ist, Übervorteilungen eines Straf­
täters durch einen an der strafbaren Handlung Betei­
ligten zu regeln. Nach dem der Entscheidung zugrunde 
liegenden Sachverhalt hatte der Hehler, der die vom 
Dieb erworbenen Sachen dem Eigentümer zurückgege­
ben hatte, die Rückzahlung des „Kaufpreises“ bzw. 
Schadenersatz vom Dieb gefordert. Der Anspruch des 
Hehlers ist unter Hinweis auf § 817 BGB verneint wor­
den. Zur Begründung wurde ausgeführt:

„Unsere Rechtsordnung lehnt es ab, dem Teilnehmer 
einer strafbaren Handlung — einschließlich der Begün­
stiger und Hehler — Schutz gegen Übervorteilung 
durch andere Teilnehmer zu gewähren oder über­
haupt die Beziehungen zwischen Teilnehmern einer 
strafbaren Handlung zu regeln. Wer fremdes Eigen­
tum oder Vermögen durch eine strafbare Handlung 
an sich bringt, muß damit rechnen, keinen Schutz 
dagegen zu finden, daß ihm durch das Verhalten sei­

ner Mitteilnehmer oder infolge der Ergebnisse der 
Strafverfolgung der von den Mitteilnehmern ver­
sprochene oder sonst von ihm erhoffte oder erlangte 
Vorteil entgeht (§ 817 BGB). Es entspricht unseren 
moralischen Anschauungen, daß der Staat ihm durch 
seine Rechtsordnung keinen Schutz zwecks Verwirk­
lichung der Ziele seiner strafbaren Handlung gewährt, 
wenn es auch eine gewisse Unvollkommenheit dar­
stellt, daß unter Umständen bei einem anderen Teil­
nehmer ein mittelbarer Gewinn aus der strafbaren 
Handlung verbleiben kann, anstatt, soweit er nicht 
zum Schadenersatz für den Verletzten erforderlich ist, 
der Einziehung zu verfallen.“

Unter den Mitgliedern des Kollegiums für Zivil-, Fa­
milien- und Arbeitsrechtssachen wurde Übereinstim­
mung darüber erzielt, daß dem zweiten Teil des ersten 
Satzes dieser Begründung „oder überhaupt die Bezie­
hungen zwischen Teilnehmern einer strafbaren Hand­
lung zu regeln“ in dieser Allgemeinheit nicht gefolgt 
werden kann.
Beziehungen zwischen den Teilnehmern an einer Straf­
tat ergeben sich auch aus ihrer Verantwortlichkeit für 
den durch die Straftat verursachten Schaden. Nach § 840 
Abs. 1 BGB haften für den aus einer unerlaubten Hand­
lung entstehenden Schaden mehrere nebeneinander Ver­
antwortliche als Gesamtschuldner. Gesamtschuldnerische 
Haftung besteht danach insbesondere dann, wenn meh-
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